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Schwarz-Gelb wird zum Armutsrisiko Nummer 1

Anlässlich der Medienberichterstattung über Altersarmut erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion Elke Ferner:

Völlig zu Recht wird vor den Folgen schwarz-gelber Politik gewarnt.
Arbeitsministerin von der Leyen verantwortet eine Arbeitsmarkt- und
Rentenpolitik, die in die Altersarmut führt. Für Langzeitarbeitslose wurden nicht
nur die Rentenzuschüsse gestrichen, sondern auch die Chancen auf Integration
in den Arbeitsmarkt.

Niedriglöhne werden hingenommen anstatt mit einem flächendeckenden
gesetzlichen Mindestlohn dafür zu sorgen, dass Vollzeitarbeit auch zum Leben
reicht. Anstatt reguläre Beschäftigung zu stärken, wurde mit der Anhebung der
Verdienstgrenze bei Minijobs auf 450 Euro das Tor für die prekäre
Beschäftigunerg weit geöffnet.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit ist weder bei Frauen und Männern durchgesetzt
noch bei Leiharbeitnehmer/innen und der Stammbelegschaft. Noch nicht einmal
Mini-Vorschläge zur Verbesserung der Erwerbsminderungsrenten sind in der
schwarz-gelben Koalition mehrheitsfähig. Die immer noch schlechten
Beschäftigungschancen der 60- bis 65-jährigen hat die schwarz-gelbe Koalition
nicht davon abgehalten, das Renteneintrittsalter ansteigen zu lassen. Noch nicht
einmal die dringend notwendige Anhebung des Reha-Deckels zum Erhalt der
Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen war
konsensfähig. An der sogenannten Lebens“leistungs“rente, die private Vorsorge
aber nicht die Lebensleistung honoriert, wollte sich Frau von der Leyen eigentlich
messen lassen.

Die Bilanz ist erschütternd: Totalversagen bei der Arbeitsmarkt- und bei der
Rentenpolitik.

http://www.spdfraktion.de/node/34573
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Schwarz-Gelb hat zudem die nächste Chance vertan. Der Bundesrats-
Gesetzentwurf für einen allgemeingültigen gesetzlichen Mindestlohn in Höhe von
8,50 Euro wurde mal wieder von der Regierungskoalition von der Tagesordnung
des Bundestages gestrichen.

Die SPD hat sowohl in der Arbeitsmarktpolitik als auch in der Rentenpolitik nicht
nur umfassende sondern auch die besseren Konzepte, damit die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht nur von ihrer Arbeit sondern auch im
Alter von ihrer Rente gut leben können.

http://www.spdfraktion.de/node/34573

